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Innsbruck – Offiziell war man 
im Büro von Landeshaupt-
mann Anton Mattle (VP) ges-
tern nicht erfreut, dass das 
Forderungs-Schreiben ans 
Verkehrsministerium und die 
Asfinag an die Öffentlichkeit 
gekommen ist. Vielmehr sei 
geplant gewesen, es aus dem 
Wahlkampf rauszuhalten. 
Wie berichtet, hat Mattle ein 
eigenes „Entlastungspaket“ 
für die Zeit des Luegbrücken-
Neubaus samt Einspurigkeit 
ab 1. Jänner 2025 vorgelegt. 
Darin enthalten: Abfahrver-
bote, kein Tonnagelimit, Kos-

tenübernahme von erhöh-
tem Winterdienstbedarf und 
Überkopfwegweiser.

Für FP-Landesobmann 
Markus Abwerzger „das Pa-
pier nicht wert, auf dem es 
gedruckt ist“. Für die Frei-
heitlichen herrsche vielmehr 
„verkehrspolitisch Stillstand 
in Tirol – nicht erst seit den 
Plänen des Neubaus der 
Luegbrücke“. Zudem wirft 
Abwerzger der schwarz-ro-
ten Landesregierung vor, die 
Opposition hinsichtlich der 
Klage Italiens gegen die Anti-
Transit-Maßnahmen vor dem 

Europäischen Gerichtshof „in 
Unkenntnis zu lassen“.

Als „Wunschzettel“, der 
nur der Anfang einer Reihe 
von notwendigen Maßnah-
men gegen einen drohenden 
Verkehrsinfarkt auf der Bren-
nerautobahn sein könne, be-
werte Liste-Fritz-Klubchef 
Markus Sint indes Mattles 
Brief. Mit Blick auf die Wahl 
sei dies „strategisch ein Wahl-
kampfschmäh“. Der Streit um 
die Finanzierung der Maß-
nahmen ist indes für NEOS-
Abgeordnete Birgit Obermül-
ler „unwürdig“. (mami)

FP: „Verkehrspolitisch 
herrscht Stillstand in Tirol“



 
 

 
 
 
 

 

 
 

 

 

 

Innsbruck – Der Ruf des Ti-
roler Tourismusverbände-
Obmanns Benjamin Kneisl 
nach einem eigenen Touris-
musministerium und seine 
Kritik an einer angeblichen 
Geringschätzung der Branche 
durch die Politik sorgen wei-
ter für Zündstoff. Nachdem 
der Industrie-Präsident Max 
Kloger den Touristiker bereits 
in die Schranken gewiesen 
hat („Niemand wird von der 
Politik so hofiert wie der Tou-
rismus“), zeigen nun auch LH 
Anton Mattle und Wirtschafts- 

und Tourismus-LR Mario Ger-
ber (beide ÖVP) wenig Ver-
ständnis für Kneisls Aussagen. 

Kneisls Ruf nach einem Tou-
rismusministerium könne er 
„nicht viel abgewinnen“, sagte 
Mattle. „Die Wirtschaft muss 
man als ein Ganzes betrach-
ten, nicht filetieren.“ Auch 
Gerber zeigte sich von Kneisls 
Ansicht „wenig erfreut“. Es ge-
be „kein Konkurrenzdenken 
zwischen Wirtschaft, Industrie 
und Tourismus“, so Gerber.

Kritik übt auch die Liste 
Fritz. IV-Chef Kloger habe „ab-

solut Recht. Denn keine ande-
re Branche in Tirol wird derart 
hofiert wie der Tourismus mit 
Tourismusabgabe und eige-
nem Tourismuslandesrat“, 
so Klubobmann Markus Sint. 
Der Tourismus in Tirol sei ei-
ne heilige Kuh, „und wer die 
vielen Auswüchse kritisiert, 
wird exkommuniziert“, so 
Sint. Gleichzeitig würden die 
mehr als 50.000 Ein-Personen-
Unternehmen, Kleinst- und 
Kleinbetriebe vernachlässigt: 
„Sie sind die heimlichen Hel-
den der Wirtschaft.“ (mas)

Mattle gegen Tourismusminister

LH Anton Mattle (ÖVP): wenig Freu-
de mit Touristiker Kneisl. Foto: Daniel Liebl
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antwortlich Kindergartengruppen übernehmen dürfen. 

Von Peter Nindler

Innsbruck – Genug ist genug, 
dachte sich seinerzeit Alt-
Landeshauptmann Günther 
Platter (ÖVP). In Zeiten, in 
denen über Tourismusbelas-
tung und -gesinnung disku-
tiert wird, sollte die Anzahl 
der Gästebetten in Tirol ein-
gebremst werden. 356.000 
gibt es im Land. Für neue Ho-
tels mit mehr als 150 benötigt 
es eine Sonderflächenwid-
mung, ab 500 Betten ist eine 
Umweltverträglichkeitsprü-
fung notwendig. 

Platter wollte deshalb einen 
Bettenstopp ab 300. Doch wie 
sich nach jahrelangen Debat-
ten jetzt endgültig heraus-
stellt, kann eine landesgesetz-
liche Regelung nicht über das 
ganze Land gestülpt werden. 
Selbst in den örtlichen Raum-
ordnungskonzepten müssen 
Betten-Obergrenzen schon 
sehr gut begründet werden.

Obergrenze ist EU-widrig

Zu diesem Schluss kommt der 
Verfassungsdienst des Landes 
in einer vorliegenden Exper-
tise. Die Stellungnahme der 
hiesigen Juristen wurde vor 
wenigen Tagen dem Landtag 

übermittelt. Auf gesetzliche 
Obergrenzen drängt schließ-
lich auch die Liste Fritz, auf 
ihren Antrag hin wurde die 
Prüfung eingeleitet. Doch auf 
pauschalierende Regelungen, 
„die auf spezifische regionale 
Problemlagen nicht Bedacht 
nehmen“, reagiere der Verfas-
sungsgerichtshof besonders 
kritisch, heißt es. Eine generel-
le landesweite Beschränkung 
der höchstzulässigen Betten-
anzahl von Beherbergungs-
großbetrieben wäre verfas-
sungsrechtlich nicht zulässig 
und auch EU-widrig. 

Selbst mit Beschränkun-
gen in den Raumordnungs-
konzepten wandeln die Ge-
meinden auf einem schmalen 
rechtlichen Grat, obwohl der 
zuständige Landeshaupt-
mannstellvertreter Josef Geis-
ler (VP) dies als „notwendige 
Bremse“ forciert.

Die Regierungsparteien 
ÖVP und SPÖ wollen ange-
sichts des vorliegenden Be-
richts im Oktober-Landtag 
trotzdem ein Bekenntnis zur 
300er-Bettengrenze ablegen. 
„Nichtsdestotrotz bekennt 
sich der Tiroler Landtag im 
Sinne eines ganzjährigen 
Qualitätstourismus dazu, dass 
das Land Tirol kein quanti-
tatives Wachstum seiner Ge-
samtbettenanzahl anstrebt. 
Zudem bekennt sich der Tiro-
ler Landtag dazu, dass künftig 
die Errichtung von Beherber-
gungsbetrieben mit mehr als 
300 Betten hintangehalten 
werden soll“, begründen sie 
ihren Beschlussantrag.

Liste-Fritz-Klubchef Markus 
Sint spricht von einer ÖVP-
Luftblase. „Ein Bauchfleck, 
erst recht, weil diese generelle 
300-Betten-Obergrenze als ein 
Kernelement in der Touris-
musstrategie der Landesregie-
rung enthalten ist.“ Dabei sei 
die Erkenntnis richtig, dass Ti-
rol genügend Betten für Tou-
risten habe und keine neuen 
Bettenburgen benötige.

Sint schlägt vor, die beste-
hende „Sonderflächenwid-
mung Beherbergungsgroß-
betriebe“ in zwei Kategorien 
zu teilen: einmal in 150 bis 
300 Betten und einmal über 
300 Betten. „Das ist dann kein 
generelles Verbot, aber wer 
künftig in Tirol ein Großhotel 
mit mehr als 300 Betten ge-
nehmigt bekommen will, der 
muss dies eben besonders gut 
begründen.“ Der Landesre-
gierung fehlten der Wille zur 
Lösung, die Kreativität und 
der Mut, fügt Sint hinzu.

Groß angekündigt, 
aber nicht zu halten

300er-Bettengrenze für Hotels ist rechtlich nicht möglich. 

Regionale Beschränkungen sind ebenfalls angreifbar.

In Tirol sollen keine Bettenburgen mehr entstehen: Eine Höchstgrenze von 

300 Betten kann das Land aber nicht landesweit gesetzlich regeln. Foto: iStock

LHStv. Josef Geisler/VP 

(Raumordnungsreferent) 

„Die Gemeinden 
sind angehalten, 

in ihren Widmungskon-
zepten eine Obergrenze 
einzuziehen.“

Markus Sint/Liste Fritz 

(Klubchef) 

„Die politische An-
sage, keine Hotels 

mit mehr als 300 Betten 
zuzulassen, erweist sich 
als ÖVP-Luftblase.“

Zangerl empört: Kasse saugt 








